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Daniel Blumer

«Werkstadt Basel»

Partizipation als Verfahren in der Stadtentwicklung

Mit dem Prozess «Werkstatt Basel» hat die Basler

Regierung einen neuen Weg partizipativer Stadtentwicklung

begangen. Auch wenn die in Innovationswerkstätten

und Konsenskonferenzen entwickelten

Vorschläge nun realisiert werden sollen, bleibt die

tatsächliche Partizipation auf den üblich kleinen

Kreis der bereits politisch aktiven Bevölkerungsgruppen

beschränkt. Der Nutzen des «Prozesses»

liegt damit mehr in der politischen Legitimation

eines Patchworks von insgesamt 200 Einzelprojekten

als in der Einbindung einer möglichst breiten

Bevölkerungsschicht in die Stadtentwicklungspolitik.
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Ebenen der Kommunikation

Kommunikationsprozesse zwischen Behörden und

behördenexternen Gruppen finden auf vier Ebenen

statt: Information, Partizipation, Kooperation und

Koordination (vgl. Darstellung 1). Direkten Einfluss

auf die Stadtentwicklung haben behördenexterne

Gruppen aber nur auf den Ebenen der Partizipation
und der Kooperation. Die einflussreichen kapitalkräftigen

Akteurgruppen agieren hierbei vor allem auf der

Ebene der Kooperation, etwa in Form der Public Private

Partnership. Sie werden durch die politischen
Entscheidungsträger und -trägerinnen sekundiert und können

durch externe Fachleute oder Planungsbehörden
moderiert oder beraten werden.

Rolle partizipativer Verfahren
Partizipative Verfahren dagegen verfolgen die Absicht,
che von der Kooperationsebene üblicherweise
ausgeschlossenen Gruppen frühzeitig in die Diskussion über

Stadtentwicklungsvorhaben einzubinden. Im Gegensatz

zu anderen politischen Verfahren wie
Gesetzesinitiativen fehlt den aus partizipativen Verfahren

hervorgehenden Beschlüssen oder Vorhaben die juristische

Rechtsgültigkeit. Ob die geäusserten Anliegen
aufgegriffen werden, hängt alleine vom politischen Klima,
dem Willen von Regierung und Behörden ab. Nur selten

vermögen zur Partizipation aufgerufene Gruppen
die Entwicklungen auf der Kooperationsebene
massgeblich zu beeinflussen; ihnen fehlt die nötige Macht.
So betont Basels Kantonsbaumeister: «Kooperieren
kann nur, wer etwas anbietet. Wenn ich nur anbieten

kann, kein Referendum zu ergreifen, ist das noch nicht
der notige Druck. Ich bleibe mit dem Begriff dei

Kooperation bei den Akteuren stecken, die tatsächlich

etwas einzubringen haben."

Angesichts dei wirtschaftlich schwachen Stellung der

öffentlichen I land kann und will der Staat nicht Garant

fui die Finanzierung partizipativ erarbeiteter Projekte

sein. Aus diesem Grund gelangen heute solche Prozesse

seilen über eine vom Soziologen Arnstein bereits in

den I970er-Jahren als Spielwiese bezeichnete
Partizipationsform hinaus. Es bleibt in dei Regel bei einer
Meinungsbildung ohne Leitungs odet Entscheidungsbeteiligung.
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Koordination Behörden

Information — politischer Prozess Regierungsrat - Koordination
Im Sommer 1 997 stimmt die Basler Legislative mit einem Mehr von 2 Stimmen dem knapp eine
Million Franken betragenden Kredit zur Durchführung der "Werkstadt Basel" zu Oberstes Ziel:
Behörden und Bevölkerung entwickeln gemeinsam Projekte, welche der langfristigen Sicherung
der Steuereinnahmen von natürlichen Personen dienen

Im Herbst 1 997 erarbeitet die ecos ch zuhanden der federführenden Finanzdirektion und in
Rücksprache mit einigen Chefbeamten aus der Verwaltung das definitive Verfahrensmodell Insgesamt
werden sich 1100 Personen an der Werkstadt beteiligen

Partizipation — Innovationswerkstätten (IWS)
Erste Phase öffentlicher Beteiligung (November 1997 bis März 1998): 900 Bewohnerinnen
diskutieren als Einzelpersonen gemäss den Regeln der Zukunftswerkstatt ihre Vorbehalte
(Kritikphase), ihre Traume (Utopiephase) und ihre Vorstellungen (Realisierungsphase). Aus den 38 IWS
resultieren 338 Projektideen Die IWS werden mehrheitlich von Personen aus dem links-grunen
Lager besucht, es besteht Geschlechterpantät Fur Frauen. Jugendliche und Ausländerinnen
werden je zwei Spezial-Werkstätten durchgeführt.

Triage — Koordination
Behörden und ecos ch überarbeiten die 388 Innovationswerkstatt-Projekt-
ideen und veranlassen 25 Konsenskonferenzen (März bis Mai 1998).

Kooperation — Konsenskonferenzen (KK)
Zweite Phase öffentlicher Beteiligung (Juni bis Oktober 1 998) mit knapp 400 Personen (50 % Neu-
einsteigende). Beraten von Verwaltungsexpertinnen suchen Quartierbewohnerinnen (v.a. IWS-Ver-
treterlnnen) gemeinsam mit Repräsentantinnen aus Wirtschaft. Verkehrsverbänden. Umweltschutz
und weiteren Interessensgruppen nach Konsensen zu Themen wie Verkehr. Wohnumfeld oder
Arbeit. Der Frauenanteil liegt unter 25 °/o. Ausländerinnen und junge Erwachsene (unter 35 Jahren)
fehlen beinahe gänzlich

Inderdepartementale AG - Koordination
Anfangs nicht vorgesehene Uberarbeitungsrunde (Januar und April 1999)
Neun interdépartementale Arbeitsgruppen überprüfen die KK-Massnahme-
pakte auf ihre Zielerreichung und kategonsieren sie. Ein Drittel der Resultate
werden als Umsetzungsreif deklariert, zwei Drittel weiter bearbeitet
Ecos.ch und die Verwaltung verfassen in enger Zusammenarbeit das
Aktionsprogramm Stadtentwicklung (APS)

Information - politischer Prozess Regierungsrat - Koordination
Das Aktionsprogramm Stadtentwicklung wird im Juni 1999 durch den Regierungsrat der
Öffentlichkeit vorgestellt. Per Regierungsratsbeschluss vom 1 3 Juli erhält die Verwaltung die Anweisung.
200 Projekte innerhalb der nächsten fünf Jahre umzusetzen
Zwischen November 1 998 und Juni 1 999 bzw Juli 1 999 und März 2000 wird die Bevölkerung
seitens der Behörden kaum über den Prozessverlauf informiert. Um diesem Informationsmanko zu
begegnen, wird ab August 2000 auf der Website www.bs.ch der aktuelle Stand der Umsetzungen
dargestellt (auf Deutsch): und mit Leporellos wird halbjährlich die Bevölkerung informiert

Ablauf der "Werkstadt Basel»

«Werkstadt Basel» - Priorität bei der Realisierung
Die «Werkstadt Basel» sollte die Alltagsanliegen der

Bevölkerung aufnehmen, unterschiedliche I.ösungs-
ansätze miteinander konfrontieren und gemeinsame
Vorgehensweisen finden. In den Innovationswerkstätten

fanden sich /war vereinzelt noch visionäre Gedanken

oder zukunftsgerichtete Ansätze m den
Konsenskonferenzen aber waren die 235 gemeinsam gefassten
Beschlüsse überwiegend durch das Verdikt der politischen

Mehrhettslähigkeit und der finanziellen
Machbarkeit geleitel (vgl. mit Ablauf tier «Werkstadt Basel»,

Darstellung 2). Angesichts des rechtlich unverbindlichen

Charakters dieser Beschlüsse erstaunt es vorerst
einmal, dass Basels Exekutive 200 von 235
Konsenskonferenz-Beschlüssen als behördenverbindlich erklärte:

Allen bisher in Basel durchgeführten Verfahren -
aber auch tien meisten Mitwirkungsprozessen in anderen

Schweizei Stadien war ein weil geringerei Erfolg
beschieden. Die Dialogbereitschafi der Partizipierenden

war m diesen Prozessen /wai jeweils gelobt
worden, die Anliegen dagegen abei bald in Vergessenheit

geraten.

Drei Umstände trugen massgeblich dazu bei, dass der
Basler Regierungsrat den Behörden ganze 200 Ergebnisse

aus den Konsenskonferenzen zur Umsetzung
überwies:
1. Der Kosten-Nutzen-Faktor. Im Sommer 1997 beschloss

der Grosse Rat den vom Basler Büro Ecos.ch' ausgearbeiteten

Mitwirkungsprozess «Werkstadt Basel» mit gut
900 000 Franken zu finanzieren. Indem die Finanzierung

weder aus bestehenden Mitteln noch durch
nichtstaatliche Organisationen erfolgte, war auch zu erwarten,

dass die verabschiedeten Resultate teilweise

umgesetzt würden. Ansonsten hätten sich Regierungsrat

und Grosser Rat dem Vorwurf preisgegeben, dass sie

m Zeiten des Spardrucks eine bedeutende Summe
verschwendet hätten.
2. Die Investition von politischem Prestige: Die Ecos.ch

vermochte die Exekutive zu überzeugen, dass sie sich

von Beginn weg massgeblich fur die «Werkstadt Basel»

einsetzen unisse. Voi allem die dici duckt m die Pro-

zess-Steuerung involvierten Regletungsiatsmiigheder
investierten ein beträchtliches Mass ihres Prestiges m
clic «Werkstadt». Bisweilen melkten sie wohl am h eist

20 tec21 4/2002



zu spät, wie weit sie sich bereits aus dem Fenster

gelehnt hatten. So meint ein Basler Verwaltungsangestellter

zu diesem Umstand: «Man kann über die Werkstadt

sagen, was man will. Ob sie nun ihre Ziele erreicht

hat, oder ob sie überhaupt zielgerecht organisiert war

oder im Grunde genommen gar undemokratisch: Für

die Regierung, die jetzt mit dem blauen Buch in der

Hand winkt und sagen kann: Wir haben die Re-Demo-

kratisierung eingeleitet war sie ein Erfolg; damit hat

sie sich vielleicht sogar ihre Wiederwahl gesichert.»

Die nach Abschluss der «Werkstadt Basel» gewonnenen
Kreditabstimmungen zeugten ebenso wie die Wahlresultate

Ende 2000 von diesem positiven Return of

Investment.
3. Die Zustimmung der ausführenden Behörde: In einem

zu Beginn der «Werkstadt Basel» nicht vorgesehenen

Verfahren haben neun interdépartementale

Arbeitsgruppen die Beschlüsse der Konsenskonferenzen auf

ihre Zielerreichung hin überprüft und kategorisiert: Ein

Drittel der insgesamt 200 Massnahmen wurden direkt

von den Konsenskonferenzen zur Umsetzung

übernommen. Die anderen zwei Drittel müssen vor ihrer

Umsetzung noch weiterentwickelt werden. Damit wird

es den ausführenden Stellen möglich, Projekte, die aus

politischen oder finanziellen Gründen lange zurückgestellt

worden sind, mit eigenen städtebaulichen und

stadtentwicklungsspezifischen Konzepten abzugleichen

- jetzt allerdings legitimiert durch die «Werkstadt

Basel».

Indem die Ecos.ch sowohl Exekutive als auch bedeutende

Chefbeamte mit ihrem ganzen Prestige in die

«Werkstadt» einzubinden vermochte, gelang es ihr, ein

bei partizipativen Verfahren oft angetroffenes Muster

zu verhindern: Die Anliegen der Betroffenen dienten

nicht alleine der Meinungsbildung; sie hatten auch

einen entscheidungsbeteiligenden Charakter! Den

Protagonisten der «Werkstadt» ist es gelungen, in diesem

Prozess einen Point of no Return zu überschreiten,

womit sie der Vision einer von den Bewohnern und

Bewohnerinnen direkt mitgestalteten Stadtentwicklung

einen Schritt näher kamen.

Mangelnde Beteiligung der Betroffenen
Dieser Erfolg der «Werkstadt Basel» in Bezug auf die

Realisierungschancen darf allerdings nicht über einen

gravierenden Mangel des Prozesses hinwegtäuschen:

der mangelnde Einbezug aller betroffenen

Bevölkerungskreise.

Aufgrund des Prozessdesigns hat an der «Werkstadt

Basel» eine ganz spezifische Bevölkerungsschicht

mitgemacht: der zwischen 35 und 55 lahren alte, gut

ausgebildete Mittelstand, vorwiegend männlich, mil

Schweizerpass. [unge Erwachsene und Ausländerinnen

waren insgesamt schlecht vertreten; und wahrend an

den Innovationswerkstätten Frauen und Männer noch

palliatiseli vertreten waren, reduzierte sich in den

Konsenskonferenzen dei Frauenanteil auf unter 25 Prozent.

Grund dafür waren die fehlende politische Sensibilität

sowie die mangelnde Bereitschaft der Prozessverantwortlichen,

genügend Muiel lui die Integration allei

Betroffenen zur Verfügung zu stellen.

Insofern relativierten sich die vorhergehend als erstaunlich

bezeichnete Akzeptanz der Konsenskonferenz-

Resultate durch den Basler Regierungsrat und der

politische Rückhalt im Grossen Rat: In den

Konsenskonferenzen wurden mehrheitlich die Anliegen der

meinungsführenden Öffentlichkeit aufgenommen - der

bei Wahlen und Abstimmungen bedeutsamsten Kraft.

Faire Chancen zur Partizipation!
Die «Werkstadt Basel» hat gezeigt, dass die Forderungen

eines solchen partizipativen Verfahrens mehr auf

Machbarkeit abzielen und dazu tendieren, den Blick

für das Gesamte aus den Augen zu verlieren. Partizipation

darf Fachwissen nicht degradieren, visionäre

Gedankengänge nicht durch Alltagsanliegen
erdrücken. Dieser von Fachpersonen oft kritisch
eingebrachte Einwand führte in der Vergangenheit nur zu oft

dazu, dass die Ergebnisse partizipativer Verfahren alleine

als Input verstanden wurden. Wollen Mitspracheverfahren

aber mehr sein als nur die Bestätigung bestehender

Handlungskonzepte oder Projekte, so müssen die

zur Mitwirkung Aufgerufenen auch faire Chancen zur

aktiven Mitgestaltung erhalten. Aus diesem Grund gilt

es von Beginn an sorgfältig zu bestimmen, welche

Verfahrensarten zur Anwendung gelangen sollen,1 wie

diese zu finanzieren und gegenüber der Öffentlichkeit

zu kommunizieren sind. Wenn, wie im Fall der «Werkstadt»,

basisdemokratische Elemente Bestandteil einer

Lösungsfmdung sein sollen, müssen auch alle Aufwendungen

getroffen werden, um zu Beginn, während und

nach Abschluss eines Verfahrens solche Versprechen

auch einlösen zu können. Wahltaktische Bedenken

oder die Furcht vor dem Hinterfragen eigener Konzepte

sind hierbei schlechte Berater.

Daniel Blumer, Geograph, Bern; Mitarbeiter Abteilung

Bau & Raum, Universität Bern; Verfasser des

2001 publizierten Forschungsberichts «Partizipation

und Stadtentwicklung - eine Analyse der Werkstadt

Basel»: daniel.blumer@bau.unibe.ch
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